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Landwirtschaft unter
Freihandelsbedingungen

Die Armut in Nicaragua konzentriert sich auf
den ländlichen Bereich. Gleichzeitig ist die
Landwirtschaft der Sektor, der durch die
Marktliberalisierung am härtesten getroffen
wird. Nach Einschätzung der nicara-
guanischen ProduzentInnenvereinigung
UNAG (Unión Nacional de Agricultores y
Ganaderos) sind nur 18% der nicaraguani-
schen Landwirtschaftsunternehmen unter
Freihandelsbedingungen wirklich wettbe-
werbsfähig. Wenn das US-Zentralamerika-
nische Freihandelsabkommen CAFTA umge-
setzt wird, sind 420.000 Arbeitsplätze in der
nicaraguanischen Landwirtschaft gefährdet.
Das wird die Migration in die Städte, nach
Costa Rica und in die USA verschärfen. Die
Regierung hingegen verspricht, dass durch
das Abkommen 70.000 neue Arbeitsplätze
geschaffen werden, und zwar vor allem in
den Maquilas.

Freihandel und damit verbundene In-
vestitionen werden nach wie vor als das In-
strument für Entwicklung gepriesen. Der
Doha-Gipfel der WTO (2001) wurde als
Auftakt zu einer „Entwicklungsrunde“ be-
zeichnet. Die Industrieländer verpflichteten
sich dort, den Marktzugang für die Agrar-
produkte der armen Länder zu ermöglichen.
Bereits 1995 hatten sie die Reduzierung ih-
rer Subventionen und Importzölle1 angekün-
digt. Außerdem hatten sie sich bereit erklärt,

Der folgende Artikel ist der Broschüre „Freihandel und Widerstand in Zentralamerika“ entnommen, die das Informationsbüro Nicaragua
und das Ökumenische Büro gemeinsam erstellt haben. Die Broschüre ist Teil der Kampagne FreihandelN (siehe Kasten).
Ende 2003 wurde das Freihandelsabkommen zwischen den USA und den zentralamerikanischen Ländern Guatemala, Honduras, El Salvador,
Nicaragua und Costa Rica unterzeichnet (Central American Free Trade Agreement, CAFTA). Noch in diesem Jahr soll es von den nationalen
Parlamenten ratifiziert werden.
In dem Abkommen werden der schrittweise Abbau von Zöllen für handelbare Güter, der Umgang mit Patenten sowie Regelungen über
Investitionen in Zentralamerika geregelt. Auch wenn sich durch diesen Freihandelsvertrag die Situation in Zentralamerika noch einmal
verschärfen wird, ist der Vertrag nur ein weiterer Baustein der neoliberalen Politik, die seit Ende der 80er Jahre auch dort durchgeführt wird.
Wie schon beim nordamerikanischen Freihandelsabkommen NAFTA werden auch bei CAFTA die KleinbäuerInnen und die Landbevölkerung
im allgemeinen zu den VerliererInnen gehören.

Das Beispiel Nicaragua
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auf den Abbau von Zöllen für Agrarproduk-
te in allen Ländern, in denen das durch-
schnittliche jährliche Pro-Kopf-Einkommen
unter 1.000 US Dollar liegt, zu verzichten.
Diese Bedingung trifft auf alle zentral-
amerikanischen Länder (mit Ausnahme
Costa Ricas) zu. Das Scheitern des WTO-
Gipfels in Cancún im September 2003 war
nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass die
Industrieländer keine dieser Versprechen zu
erfüllen bereit waren.

Dennoch scheint auch Nicaraguas
(neo-)liberale Regierung mit ihrem „Natio-
nalen Entwicklungsplan“ ganz auf den Frei-
handel abzuzielen. Ziel ist die Ansiedlung und
gezielte Förderung sogenannter „Entwick-
lungs-Cluster“. Das „Cluster“-Konzept ist
ein von der Weltbank entworfenes Modell,
das die gezielte Förderung von Produktions-
ketten in bestimmten „wirtschaftlich dyna-
mischen“ Regionen beinhaltet. Es wird nicht
nur in Nicaragua, sondern auch in anderen
Ländern als Entwicklungsmodell übernom-
men.

Im nicaraguanischen Entwicklungsplan
wird explizit die Migration der Bevölkerung
aus den wirtschaftlich weniger „dynami-
schen“ Regionen in die zukünftig prosperie-
renden „dynamischen“ Zonen als Teil der
Strategie benannt. Die Zukunft der Landwirt-
schaft Nicaraguas besteht nach dem Willen
der Wirtschaftsstrategen aus Weltbank, Re-
gierung und Verwaltung im Verschwinden
der kleinbäuerlichen Landwirtschaft, die vor
allem „granos básicos“ (Grundnahrungsmit-
tel, vor allem Mais und Bohnen) produziert;
und dem simultanen Aufbau agrarindus-
trieller Maquilas, in denen vor allem Früchte
und Gemüse für den Export hergestellt und
verarbeitet werden.

Die Politiker und Wissenschaftler recht-
fertigen diese Strategie mit der grauenvol-
len Armut auf dem Land: Ein Job in der
Maquila ist immer noch besser, als auf dem
Land zu hungern. Dabei kann man getrost
davon ausgehen, dass sie die eigentlichen Ur-
sachen für die Landarmut genau kennen.
Neben dem fehlenden (finanz-)politischen
Willen zur Förderung kleinbäuerlicher Pro-
duktion und den strukturell ungerechten
Welthandelsbeziehungen gehört dazu vor
allem die lange Periode ungelöster Land-
konflikte, Vertreibungen und Land-
konzentration.

Trotz dieser Rahmenbedingungen ist
der Agrarsektor nach Einschätzung der
AgrarproduzentInnenvereinigung UNAG
nach wie vor die wichtigste Einkommens-
quelle und Überlebenssicherung der
NicaraguanerInnen. Mit rund 200.000 land-
wirtschaftlichen Produktionseinheiten bietet
er ein weitaus höheres Potential, um Arbeit
und Einkommen zu schaffen, als die
Maquilaindustrie mit ihren unwürdigen
Arbeitsbedingungen.

Wirtschaftspolitik ist meist geschlechtsblind,
ihre Auswirkungen hingegen sind es nicht:
Vor allem die Frauen auf dem Land leiden
an den wirtschaftlichen „Strukturanpassun-
gen“ und der Landarmut, weil sie für das
Überleben der Familie meist mehr Verant-
wortung tragen als ihre Männer. Können sie

auf dem Land nicht mehr für das Auskom-
men sorgen, migrieren sie in die Städte oder
ins Ausland, wobei die Kinder meist bei an-
deren Frauen (Mütter und Tanten, Schwes-
tern oder Freundinnen) unterkommen.
Wenn die Frauen jung sind, finden sie in den
Städten, in Privathaushalten oder in Maqui-
las eine Arbeit, die ihnen in der Regel wenig
Möglichkeit lässt, sich selber aus- oder fort-
zubilden.

Sieg nach Körben:
Handelsliberalisierung
und Abbau von Zöllen

Eine große Gefahr für den mittelamerika-
nischen Agrarsektor ist der Wegfall von
Importzöllen für Agrarprodukte: Die loka-
len Märkte werden mit hochindustrialisiert
hergestellten, stark subventionierten Pro-
dukten aus dem Norden überschwemmt,
wodurch die nationale Produktion zusam-
menbricht.

Andersherum haben die Agrarprodu-
zentInnen der armen Länder, sofern sie über
die Vermarktungschancen verfügen, natür-
lich ein Interesse, ihre Produkte in den gi-
gantischen Absatzmarkt der USA exportie-

ren zu können. Allerdings: Die Verhand-
lungsmacht der armen Länder reicht wegen
ihrer verschwindend geringen wirtschaftli-
chen Bedeutung für die reichen Industrie-
länder oft nicht weit genug, um wirkliche
Vorteile durchzusetzen.2 Auch die nicht exis-
tierende wirtschaftliche Kooperation der
mittelamerikanischen Länder untereinander
machte es der US- Verhandlungsdelegation
leicht, ihre Interessen durchzusetzen.
Bislang gibt es noch keine Zollharmoni-
sierung der zentralamerikanischen Staaten.
Da die Agrarwirtschaft so unterschiedlich
strukturiert ist, einigte man sich schließlich
darauf, dass die mittelamerikanischen Län-
der ihre Fristen und Quoten für Agrarpro-
dukte bilateral mit den USA aushandelten.

Die Liberalisierung der Agrarprodukte
findet in mehreren Schritten statt. Die un-
terschiedlichen Produkte werden fünf so-
genannter „Körbe“ zugeordnet: In Korb A
kommen alle Produkte, die unmittelbar nach
Inkrafttreten des Freihandelsabkommens
zollfrei eingeführt werden; für Korb B müs-
sen die Zölle in fünf Jahren abgebaut sein,
für Korb C in zehn und in Korb D in 12 Jah-
ren. In Korb E kommen Produkte, für wel-
che die Frist erst in 15 Jahren abläuft, und
innerhalb von 20 Jahren sollen alle Agrar-
produkte komplett frei gehandelt werden.
Für einige „sensible“ Produkte wurden Ein-
fuhrquoten festgelegt.

Die nicaraguanischen Produzenten-
vereinigungen FENACOOP und UNAG, die
im Nebenzimmer an den Freihandels-
verhandlungen für das CAFTA teilnahmen,
hatten vorgeschlagen, dass die USA
zunächst ihre Schutzzölle sukzessive redu-
zieren sollten, damit diese dann, sobald sie
mit den mittelamerikanischen Ländern
gleichauf liegen, gemeinsam gesenkt wür-
den. Dabei sollte das Versorgungsdefizit mit
bestimmten Produkten und nicht die Libe-
ralisierung das Kriterium sein.

Ein Hauptfokus bei den Verhandlun-
gen war die Frage, welche Produkte als
„sensible Produkte“ klassifiziert werden und
als solche einem besonderen Schutz unter-
liegen sollen. FENACOOP wollte den Gallo
Pinto (die Grundnahrungsmittel Reis und
Bohnen) und die Tortillas komplett aus dem
Vertrag ausschließen. Nicht zufällig katego-
risierte sie Reis, Mais und Bohnen als hoch
sensible Produkte: Alle drei sind in den USA
hochsubventioniert, in Nicaragua garantie-
ren sie die Nahrungsmittelsicherheit.
250.000 Familien sind direkt von der Pro-
duktion dieser „granos básicos“ abhängig.

FENACOOP und UNAG konnten sich
mit  ihren Forderungen nicht durchsetzen.
Nach Inkrafttreten von CAFTA sollen die
Grundnahrungsmittel in fünf bis fünfzehn
Jahren zollfrei eingeführt werden. Für die
ProduzentInnen und ihre Familien kann das
den Ruin bedeuten.
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Dabei setzt sich mit CAFTA nur ein Trend
fort, der seit dem Ende der sandinistischen
Revolution die Wirtschaftspolitik des Lan-
des bestimmt hat. Nach dreizehn Jahren
(neo-)liberaler Regierung ist Nicaragua heu-
te das Land in der Region mit den durch-
schnittlich geringsten Importzöllen. Das
Hauptnahrungsmittel Mais wird beispiels-
weise nur zu 15% Einfuhrzoll eingeführt,
während in den USA die ProduzentInnen
Subventionen in Höhe von einem Drittel
ihrer Produktionskosten erhalten.

Die Klassifizierung von Produkten nach
festgelegten Zollabbaufristen geht von ei-
nem absolut unangebrachten Entwicklungs-
optimismus aus. Die mittelamerikanischen
Verhandlungsdelegationen scheinen zu
glauben, dass Produkte, welche heute noch
nicht auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig
sind, dies in spätestens fünfzehn Jahren aber
auf jeden Fall sein werden. Eine gescheiter-
te nachholende Entwicklung und der unü-
berbrückbare technischen Rückstand der
mittelamerikanischen Agrarwirtschaft ge-
genüber den Industrieländern lassen diesen
Optimismus fehl am Platz erscheinen. Und
zwar erst recht unter Freihandelsbedin-
gungen.

Subventionen

Bei den Treffen der Welthandelsorganisation
(WTO) wird seit einiger Zeit heftig über die
Subventionen der Länder des Nordens für
ihre Agrarproduktion diskutiert. Eine euro-
päische Kuh etwa bekommt täglich
2,50 Euro•staatliche Subvention. Das ist
mehr, als ein Drittel der Menschen in Nica-
ragua täglich zum Leben hat.

Die Verhandlungsdelegationen der
Vereinigten Staaten haben sich bereit erklärt,
die Exportsubventionen für Agrarprodukte
zu reduzieren. Allerdings machen die Export-
subventionen ganze 6% der Gesamt-
subvention aus; der Großteil der Subventi-
onen fließt in die Produktion und versteckt
sich hinter den „Internen Hilfen“ oder güns-
tigen Kreditlinien.

Die USA wollen das Thema der inter-
nen Subventionen in multilateraler Form auf
WTO-Ebene diskutieren. Dieser Versuch ist
zwar im September 2003 in Cancún geschei-
tert, dennoch wird das Thema weiterhin aus
den regionalen Verhandlungen herausgehal-
ten und auf die WTO abgeschoben.

Nach Auffassung der nicaraguanischen
ProduzentInnenvereinigungen dürfte ei-
gentlich kein Produkt, welches in den Ver-
einigten Staaten subventioniert und nach
Zentralamerika exportiert wird, bei den Ver-
handlungen zur Debatte stehen. Laut
FENACOOP gehören dazu Erdnüsse, Milch-
produkte, Zucker, Reis und Mais (u.a.). All

diese Produkte sind jedoch Bestandteile des
CAFTA-Vertrages. Nicaraguas Landwirt-
schaft wird durch den Zollabbau am stärks-
ten zu leiden haben, weil in Nicaragua zum
Großteil dieselben Produkte angebaut wer-
den, die durch US-Subventionen preislich
verzerrt und damit nicht konkurrenzfähig
sind.

Nichttarifäre
Handelsbarrieren

Jenseits der Zölle gibt es noch andere For-
men von Schutzmaßnahmen, wie Qualitäts-
oder sanitäre Normen (nicht tarifäre
Handelsbeschränkungen). Mit dem im De-
zember 2003 in den USA in Kraft getrete-
nen „Gesetz gegen Bioterrorismus“ werden
ganz nebenbei die Importe von Agrarpro-
dukten wie Kaffee viel teurer und aufwen-
diger. Die Exporteure und Transportunter-
nehmen müssen sich bei der FDA  (Food and
Drug Administration) in den USA registrie-
ren lassen und die Einfuhr von  Agrar- und
forstwirtschaftliche Produkten im vorhinein
melden. Für die Kontrolle der Importe muß
eine in den USA ansässige, autorisierte
Agentur beauftragt werden.

Es ergibt für die armen Länder also
wenig Sinn, über den Abbau von Zöllen und
„Körbe“ zu verhandeln, wenn die nicht-
tarifären Handelsbarrieren, insbesondere die
sanitären Maßnahmen, kein Thema sind.
Mexiko hat mit dem nordamerikanischen
Freihandelsabkommen diese Erfahrung
bereits gemacht. Wenngleich Mexiko nach

der Unterzeichnung des NAFTA – vor im-
merhin zehn Jahren –  für Hühnchenbrust
einen zollfreien Marktzugang in die Staa-
ten zugestanden bekam, hat es bis auf den
heutigen Tag noch kein mexikanisches
Hühnchen in die USA geschafft.

Wer zieht den Vorteil aus
den Verhandlungen...

Die Verhandlungsdelegation verkündete
begeistert, dass Nicaragua durch das CAFTA
der sofortige zollfreie Export von „queso
chontaleño“ ermöglicht werde. Aber dieser
Frischkäse muss pasteurisiert sein - dies ist
eine der Hygieneauflagen für den Export.
Und die einzige Pasteurisierungsanlage in
Nicaragua ist in Besitz des transnationalen
Unternehmens PARMALAT (dessen italieni-
sches Mutterunternehmen inzwischen in
Konkurs gegangen ist).

Außerdem wird es Nicaragua „er-
laubt“, Zucker zu exportieren. Die nicara-
guanische Zuckerproduktion ist in den Hän-
den der Familie Pellas, dem einzigen wirkli-
chen „Global Player“ in Nicaragua, der au-
ßer der Herstellung des bekannten „Flor de
Caña“- Rum auch den kompletten Import
asiatischer Autos abwickelt. Aber nicht ein-
mal die Pellas selbst haben ein übermäßig
großes Interesse am Zuckerexport, weil ihr
sattes Geschäft in Nicaragua selbst stattfin-
det: Zucker wird in Nicaragua mehr als dop-
pelt so teuer gehandelt wie auf den inter-
nationalen Märkten, denn er ist das einzige
intensiv geschützte Produkt in Nicaragua,

••••• WWWWWererererer verhandelt mit wem über den
Freihandel?

••••• WWWWWer er er er er gewinnt, wer verliert durch den
„Freien Handel“?

••••• WWWWWelche Aelche Aelche Aelche Aelche Auswirkungen hat die
neoliberale Wirtschaftspolitik in
Zentralamerika?

••••• WWWWWarararararum um um um um wehren sich die Leute
dagegen?

••••• WWWWWelche elche elche elche elche Alternativen sehen die
Basisgruppen zum „Freien Markt“?

••••• WWWWWas as as as as hat Freihandel mit uns zu tun?

Ausgehend von diesen Fragestellun-
gen entwickelt das Informationsbüro
Nicaragua für und mit interessierten
MultiplikatorInnen Fortbildungs-
konzepte und Materialien zum Thema
Freihandel am Beispiel Mittelamerikas.
Schon jetzt liegt die Infobroschüre „Frei-
handel und Widerstand in Zentral-
amerika“ mit Artikeln zu Verträgen, Aus-
wirkungen und Widerstand vor.
Für interessierte Gruppen vermitteln wir
darüber hinaus ReferentInnen, Bildungs-
materialien und Filmveranstaltungen zu
diesen Themen.

Infos:
Informationsbüro Nicaragua
Tel: 0202 300030 E-Mail: nica@wtal.

Eine Informations- und Bildungskampagne
zu Freihandel in Zentralamerika
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Bankverbindung:Bankverbindung:Bankverbindung:Bankverbindung:Bankverbindung: Informationsbüro Nicaragua,
Konto 963611, Stadtsparkasse Wuppertal,
BLZ 33050000.
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Das Informationsbüro Nicaragua  ist Mitglied in
der Arbeitsgemeinschaft »Rechtshilfefonds für die
Landkämpfe in Mittelamerika«. Bitte spenden Sie
zur Unterstützung der Kämpfe von
Kleinbäuerinnnen und Kleinbauern auf das Son-
derkonto 917179, Stadtsparkasse Wuppertal, BLZ
33050000 und fordern Sie weitere Informations-
materialien an.

MovidaMovidaMovidaMovidaMovida     ist der Rundbrief des Informationsbüros
Nicaragua e.V.. Er erscheint fünfmal im Jahr als
Beilage in der Zeitschrift ila. Ein Abo der Zeitschrift
ila wird ausdrücklich empfohlen (ila, Heerstr. 205,
53111 Bonn)
Darüber hinaus kann movida alleine abonniert
werden ( Inland 10.- •  ).
Einzelne Ausgaben können auch in größerer
Stückzahl gegen Portokosten bestellt werden (für
Büchertische etc.). Bestellungen und Vertrieb über
das Informationsbüro Nicaragua.

Nachdruck von Artikeln mit Quellenangabe er-
wünscht. Bitte Belegexemplar zusenden.

das die nicaraguanischen KonsumentInnen
praktisch mit 180 Millionen Dollar subven-
tionieren.

Ein weiteres Produkt, das Marktzugang
in die USA finden soll, sind Erdnüsse aus Ni-
caragua. Sie werden bereits nach Mexiko
und Europa exportiert. Um einen Vorteil aus
diesem Angebot zu ziehen, müssen in Nica-
ragua allerdings die Anbauflächen ausgewei-
tet werden, und diese stehen nur beschränkt
zur Verfügung. Außerdem erfordert der
Erdnussanbau ein hohes Maß an Mecha-
nisierung, d.h. die ProduzentInnen müssten
zunächst in Maschinen und Technologie in-
vestieren, was sie wegen des beschränk-
ten Kreditzugangs meist nicht können.

... und wer hat das
Nachsehen?

Der enorme Produktivitätsvorsprung der
Industrieländer ist für die Trikontländer in ab-
sehbarer Zeit wohl nicht aufzuholen. Dies gilt
auch für die Agrarwirtschaft. Beispielsweise
ist die Produktivität von Mais in den USA
um das 6-7fache höher als auf einer ver-
gleichbaren Anbaufläche in Nicaragua.

Die Ungleichheit ist auch technischer
Art: In Nicaragua arbeiten die meisten Agrar-
produzentInnen mit der Hand bzw. mit
Ochsenkarren. Den MaisproduzentInnen in
Nicaragua macht aber weniger der Import
von Frischmais, sondern vielmehr von ver-
arbeiteten Produkten zu schaffen: Die Mais-
produktion wird bereits jetzt durch den steu-
erfreien Maismehlimport des transnationalen
Unternehmens MASECA aus Mexico rui-
niert. MASECA´s Vermarktungsstrategie be-
steht u.a. darin, nicaraguanischen Tortilla-
bäckerinnen Maismehl zu schenken, damit
diese sich von der einfacheren Verarbeitung
überzeugen und schließlich dazu übergehen,
den bereits verarbeiteten Mais statt elotes
(frische Maiskolben) zu kaufen. Den Nach-
teil haben die MaisproduzentInnen, die für
ihre elotes keine Abnahme mehr finden.

Um die Landwirtschaft effektiv zu schützen,
wäre die technisch einfachste Methode, ent-
sprechende Einfuhrzölle auf Produkte aus
den Industrieländern zu erheben. Laut

UNAG wäre ein durchschnittlicher Zoll von
40% notwendig, und zwar in ganz Zentral-
amerika. Politisch ist dies jedoch nicht durch-
setzbar.

Verhandlungen ohne
(Ver-)handlungspielraum

Die vorgegebene Geschwindigkeit und die
Fristen der Verhandlungen bedeuten eine
enorme Belastung und eine menschliche und
technische Überforderung. Von „Partizipa-
tion der Zivilgesellschaft“ kann schon des-
halb ernsthaft keine Rede sein, weil von
vornherein feststeht, welche Interessens-
gruppen ihre Vorschläge einbringen können
und welche ungehört bleiben. Für viele Or-

ganisationen ist dies ein Grund, die Ver-
handlungen als solche abzulehnen.
Auch Sinforiano Cáceres, der für
FENACOOP im Nebenzimmer an den Ver-
handlungen teilnahm, kommt zu dem Fa-
zit, dass „aus all diesen Gründen (...) die
Freihandelsverhandlungen für uns extrem
komplex, schwierig und herausfordernd
sind. Wir müssen zugeben, dass unser
Handlungsspielraum als Region sehr einge-
schränkt ist, und manchmal haben wir das
Gefühl, dass wir einzig und allein festlegen,
ob wir uns selbst umbringen oder eines na-
türlichen Todes sterben. Genau so dras-
tisch.“

1 Importzölle haben vor allem die Funktion,
die inländische Produktion vor preiswerte-
rer Konkurrenz aus dem Ausland zu schüt-
zen.
2 Die USA importierten 2002 landwirtschaft-
liche Produkte im Wert von 47,5 Milliarden
USD. Davon kamen Waren im Wert von 3
Milliarden aus den zentralamerikanischen
Ländern. Nicaragua hat daran einen Anteil
von ganzen 4% – während auf der ande-
ren Seite die USA die Hauptabnehmer von
Nicaraguas Exportprodukten sind.

Quellen:
• La Prensa - Managua, Nicaragua
• Álvaro Fiallos (UNAG): „Decimos NO

al TLC con argumentos y con
condiciones“ in: envio - revista
Mensual de la Universidad
Centroamericana (UCA) Managua,
Nicaragua, No 259  (Oktober 2003)

• Sinforiano Cáceres (FENACOOP): „En
el TLC definimos si nos suicidamos o si
morimos de muerte natural“ in: envio
- revista Mensual de la Universidad
Centroamericana (UCA) Managua,
Nicaragua, No 259  (Oktober 2003)

• InterAction IDB - Civil Society Initiati-
ve, Washington D.C.:
http://www.interaction.org
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